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handel versucht, Jemanden, dessen Aeußerungen zu nichts verpflichten, auf
den Leib schicken, um von uns herauszupressen, was Sie irgend herauspressen

können, und dann nachher sagen: Alles, was wir gesagt haben, gilt nichts

mehr, wir schließen uns dieser oder jener Aeußerung an. Ihre Geschäfts-

ordnung erlaubt Ihnen das, aber Ihre Geschäftsordnung hat für uns gar

keine Verbindlichkeit, wenigstens glaube ich durch mein früheres Verhalten

auch schon gezeigt zu haben, daß ich mich in ernsten Fragen auf Kommissions=
verhandlungen nicht einlasse. Ich habe in der Kolonialfrage einmal eine

Ausnahme gemacht: „erceptio firmat regulam.“ In der Kommission, wo

sich ein bündiges Abkommen in keiner Weise erreichen läßt, erscheine ich nicht.

Ich bin zu alt und zu matt, um dort meine Kräfte nutzlos zu vergeuden.

(Lebhaftes Bravo rechts.)

Das Haus hatte dieser Rede des Reichskanzlers, wie den vorher-
gehenden mit großer Spannung gelauscht und vertagte sich nach derselben.

Der Abgeordnete Dr. Windthorst bemerkte noch persönlich, daß
er auf die Angelegenheit des Königreiches Hannover, die hier angeregt
sei, im Laufe der Debatte noch zurückkommen werde.

Am Mittwoch den 12. Januar 1887 setzte der Reichstag die
Debatte über die Militär-Vorlage fort.

Nachdem der deutsch-konservative Abgeordnete von Helldorff-
Bedra zunächst das Wort erhalten hatte und in warmer, patriotischer
Rede für die Annahme der Regierungs-Vorlage eingetreten war, suchte
der sozialdemokratische Abgeordnete Hasenclever in bekannter Weise
den Reichskanzler zu verunglimpfen. Er meinte u. A., daß der Franzose
Deroulede an ihm seinen Meister gefunden habe, und daß kein Par-
lament der Welt einen Mann, der es so, wie der Reichskanzler den

Deutschen Reichstag, behandle, noch länger auf seinem Posten dulden
werde. Für diese Aeußerung ertheilte der Vice-Präsident Frhr.
von und zu Franckenstein dem Redner den wohlverdienten Ord-

nungsruf. Unter wiederholter Heiterkeit stellte Herr Hasenclever die
seltsamsten Behauptungen auf und verstieg sich zu dem Schlusse, daß
die Vorlage nur das Sturmbrett der Reaktion zur Unterdrückung des

Volkes sein solle und daß Jeder, der Mannesmuth besitze, deshalb
gegen dieselbe stimmen müsse! Der preußische Kriegsminister Bronsart
von Schellendorff hob in seiner hierauf folgenden längeren Rede
hervor, daß er auf die Aeußerungen des Vorredners nicht eingehen werde.
Er beschäftigte sich auch in der Hauptsache nur mit den Ausführungen
der Abgeordneten von Stauffenberg und Windthorst und war in

der Lage, dieselben durch rein sachliche Erörterungen gründlich zu
widerlegen. Ihm folgte der Abgeordnete Graf Behr, der im Namen
der deutschen Reichspartei wacker für die Vorlage der verbündeten
Regierungen eine Lanze brach und mit dem Ausspruche der Ueber-
zeugung schloß, daß wenn hier ein Nein gesprochen werden sollte, das
Volk draußen ein anderes Urtheil fällen und andere Abgeordnete in
den Reichstag schicken werde. Nach dem Grafen Behr beschwerte sich
der Abgeordnete Dr. Windthorst über die ihm und den Hannoveranern
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angeblich stets gemachten Vorwürfe und kam auf die Angelegenheit
des ehemaligen Königreiches Hannover zurück. Hierbei behauptete er,
daß der verstorbene König von Hannover wiederholt in Nikolsburg
und in Berlin um Verhandlungen zum Frieden gebeten habe, aber
„schnöde“ zurückgewiesen worden sei. Der Präsident von Wedell—
Piesdorf rief den Redner wegen des Ausdruckes „schnöde“, der sich
nur auf die damalige preußische Regierung beziehen konnte, zur Ord-
nung. Redner erging sich sodann in versteckten Angriffen gegen den
Reichskanzler und meinte, es habe Staatsmänner gegeben, welche kein
Bedenken hatten, mit Mächten zu verhandeln, zu deren wesentlichsten
Soldaten Garibaldi gehörte, und aus ungarischen Soldaten, die ge—
fangen waren, Truppen zu bilden zur Bekämpfung ihres Landesherrn.
Solche Herren hätten kein Recht, Anderen solche Vorwürfe zu machen,
wie sie gemacht seien. Redner berührte die seitens des Centrums dem
Reichskanzler gewährte Unterstützung seiner Wirthschaftspolitik und
bezog sich auf das 10. Armeekorps, welches wesentlich aus Hannove—
ranern bestehe und welches, wie kein anderes, sich im Kriege hervor-
gethan habe. Redner erwähnte dann weiter der glorreichen Thaten
des Welfengeschlechts und erklärte, daß er seinem angestammten Königs-
haufe treu bleiben werde, soweit das seine neue Unterthanenpflicht
gestatte. Er verwahrte sich ferner dagegen, klüger sein zu wollen als
der Graf von Moltke und kam im weiteren Verlaufe seiner Rede zu der

Erklärung, daß er allerdings auch Gelegenheit gehabt habe, manches
Gute zu wirken, wozu er nicht zuletzt rechne, wenn er manchmal nicht

ohne Erfolg Plänen des Reichskanzlers, die er nicht für zutreffend ge-
halten, habe entgegentreten können. Der Reichskanzler habe gestern
auch von der kaiserlichen und der Parlamentsarmee gesprochen. Eine
kaiserliche Armee hätten wir überhaupt nicht. Wir hätten eine Reichs-
armee und die militärische Hoheit über das Reichsheer sei getheilt
zwischen Sr. Majestät dem Kaiser und den einzelnen Kontingentherren.
Redner wiederholte zum Schlusse, daß er und seine Freunde Alles
was nöthig sei bewilligten und keinen Mann und keinen Groschen ab-
zögen. Sollte nach drei Jahren eine Neubewilligung nöthig sein, so
würden sie auch dann für das Vaterland alles Nöthige hergeben.

Der Reichskanzler Fürst von Bismarck antwortete auf diese
Rede, wie folgt:

Der Herr Vorredner sagt: Ich bewillige jeden Mann und jeden Groschen

auf 3 Jahre; dann werden wir wieder zusammenkommen und sehen, ob das

noch nöthig ist, und wenn wir, die Abgeordneten, finden, daß es nicht mehr

nöthig sei, so werden wir, wie er in seiner gestrigen Rede sagte, darauf drin-

gen, daß das Heer vermindert werde. Der Herr Vorredner muthet uns also

zu, daß wir das Vertrauen nicht nur auf den guten Willen, sondern auch

auf die militärische Einsicht desjenigen Reichstags haben sollen, welcher über
drei Jahre hier wiederum versammelt sein wird. Weiß denn der Herr Vor-

redner, wie der beschaffen sein wird? Ist denn die Majorität, über die der

Herr Vorredner jetzt die ponirt, so gleichartig, so sicher, so unanfechtbar, daß
er auch nur auf ein gleiches Verhältniß wie jetzt rechnen kann? Diese Majorität,
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das Konsortium, welches die oppositionellen Parteien gegen die Regierungen

im Reichstage bilden, setzt sich doch aus den heterogensten Elementen zu-

sammen und kann sehr leicht durch den Abfall von einem dieser Elemente

vollständig erschüttert und verkehrt werden. Wenn z. B. auch nur die 25

Sozialdemokraten unter der Führung des Redners, den wir heute hörten,

zu einer andern Seite übergingen oder sich lossagten von dieser jetzigen Ma-

jorität, wenn die z. B. gouvernemental würden, so würde das einen Unter-

schied von 50 Stimmen machen, da auf der einen Seite 25 abzuziehen, auf

der andern 25 zuzurechnen wären. Wenn auch nur die Polen und Pro-

testler, Leute aus dem Elsaß, dasselbe Manöver machen, so leidet die Ma-

jorität auch schon Schaden. Ich will von den Welfen gar nicht reden, die

ja aber finden könnten, daß es des Kulturkampfes genug wäre, und daß sie

sich mal mit ihren eigenen Angelegenheiten ohne die Leitung des Herrn Ab-

geordneten Windthorst beschäftigen wollten. Noch größer wäre die Bresche
in diese Moajorität, wenn beispielsweise die fortschrittliche Satrapie dem zen-

tralen Sultanat den Gehorsam aufkündigte. Die Majorität besteht ja nur

auf dieser ganz eigenthümlichen Verschmelzung der heterogensten und unter

einander widerspruchsvollsten Elemente, die zufällig in der Negation und in

der Abneigung gegen die Persönlichkeiten der jetzigen Regierung einig sind;

une haine commune vous unit; sobald dies aufhört, sobald sie irgend etwas

Positives schaffen sollen, so sind Sie ja vollständig uneinig, so sind Sie ja
keine Majorität. Sie können gar nicht wissen, wie diese Majorität nach drei

Jahren sein wird, und auf diese geben Sie uns eine Inblanko-Anweisung!

Auf die Majorität, die dann vorhanden sein wird, sollen wir das Vertrauen

haben, welches nothwendig ist, um in ihre Hände, in die Hände dieser Ma-

jorität, die Verfügung zu legen über das Palladium des Reiches, wie der

Herr Abgeordnete selbst am Schlusse seiner Rede sehr würdig und richtig

sagt! Ohne die Armee ist das Reich, ist die Ordnung nicht denkbar, ohne

diese Grundlage des Rechtsschutzes würde die ganze Verfassung nicht zu

Stande gekommen sein, wie ich gestern schon gesagt habe; der Schutz des

Bundes ist unsere erste Aufgabe. Auf eine solche Majorität will uns der

Herr Vorredner die Anweisung geben, daß wir auf sie Vertrauen haben

sollen, und daß wir uns dem aussetzen sollen, daß sie nach drei Jahren schon

wieder drängt?

Meine Herren, vielleicht ist die Majorität nach sieben Jahren ebenso
wenig berechenbar; aber weil gerade jedesmal eine schwere Krisis damit ver-

bunden ist, weil es eine unsichere Rechnung ist, weil dem Art. 60 der Ver-

fassung Genüge geschehen muß mit irgend einem Termin, und weil wir das

Aeternat nicht wollen, das eine Fessel für den Kaiser wäre, falls er mehr

braucht, als bewilligt ist, während der Ewigkeit, — aus diesen Gründen

haben wir uns an sieben Jahren gehalten — auch nach dem Grundsatz, daß

das konstitutionelle Leben eine Reihe von Kompromissen ist. Wir haben

diesen Kompromiß einmal gemacht im Jahre 1874, als er zuerst zu Stande

kam, — ich lag schwer krank im Bette, und in meinem Krankenzimmer haben
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die Verhandlungen stattgefunden, sowohl mit den Ministern, wie mit Sr.

Majestät dem Kaiser, den Abgeordneten, die zu mir kamen—eswarnament-

lich der Herr Abgeordnete Miquel, der die Verhandlungen mit mir geführt

hat. Wir haben 7 Jahre vorgeschlagen, wir hätten ebenso gut 10 oder

11 Jahre vorschlagen können, oder, wie die Dienstpflicht im Heere es mit sich

bringt, 12 Jahre. Ich hatte mich zu entschließen, ich war der Einzige, dem

im leidenden Zustande die Verantwortlichkeit dafür oblag, ob damals auf

eine solche Frage hin aufgelöst werden sollte oder nicht, und im Interesse

des Friedens bin ich auf die sieben Jahre, wie sie mir gebracht waren, ein-

gegangen; aber doch nicht in der Absicht, diese Konzession immer wieder als

die Basis zu einer neuen Forderung gelten zu lassen. Dann können wir

nicht wieder zu Kompromissen kommen. Im Interesse der Kompromisse halte

ich an den 7 Jahren unbedingt fest. Wir haben sie, zwei siebenjährige Pe-

rioden, gehabt, wir sind bereit, diese siebenjährige Periode weiter zu geben,

aber auf eine kürzere nicht einzugehen, wie ich das schon gesagt habe.

Der Herr Vorredner ist seiner Sache mit den künftigen Majoritäten

sicherer, als ich glaube, daß er sein könnte. Die Verhältnisse sind weder bei

uns, noch in England, noch in Frankreich so, daß bei der Zerfahrenheit der

Parteien irgend jemand auf eine feste und klare Majorität in der Zukunft

rechnen könnte. Hätten wir bei uns zwei große Parteien, wie es früher in

England Whigs und Tories waren, und zwei Parteien, deren jede doch immer

den Fall im Auge hatte, wenn sie in der Oppofition lebte, daß sie auch mal

wieder regieren könnte, — die waren vollkommen vertrauenswürdig eine für

die andere. Mit unseren, ich weiß nicht 9 oder 10 Parteien, aus denen sich

das Konsortium der Majorität künstlich aufbaut, ist gar kein Bund und

Rechnung auf die Zukunft möglich. Die lange Dauer des Kulturkampfs hat

im Centrum zufällig Elemente von heterogener politischer Richtung lange Zeit

vereinigt. Sind Sie gewiß, daß auch nur das Centrum fortdauern wird,

wenn der Kulturkampf vollständig beseitigt ist? Der Herr Abgeordnete

Dr. Windthorst ist vielleicht der Meinung, daß man, um das Band der Partei,

an deren Spitze er steht, zu erhalten, auch etwas Kulturkampf im Feuer

behalten muß. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Windthorst: Nein! Nein!) Er

hat uns auch schon den Kampf wegen der Schule angekündigt, der an Heftig-

keit und Bedeutung den bisherigen weit hinter sich lassen würde.

Nun dieses Band, was Sie bisher vereinigt hat, — sind Sie darüber

ganz zweifellos, daß das halten wird? Der Herr Abgeordnete ist bei den

Neuwahlen der Wiederwahl aller bisherigen Fraktionsgenossen sehr sicher.
Ich möchte nur auf eine der wichtigsten Provinzen seines Reiches in der

Wahl verweisen, das ist Bayern.

Der bayerische Wähler ist in seiner großen Mehrheit monarchisch und

katholisch gesinnt. So lange er die Ueberzeugung hat, daß sein König und

dessen Rechte und die Rechte des bayerischen Staates überhaupt bedroht sein

könnten; sobald er die Ueberzeugung hat, daß die katholische Kirche bedroht

sei, und daß dieselbe Empfindung in Rom getheilt wird, so lange mag er
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für Sie wählen. Wenn er aber zweifelhaft darüber werden sollte, ob die

Dynastie, ob der König, ob der römische Stuhl ferner diese Opposition

billigt, — ich weiß nicht, ob darüber Zweifel sein können, aber wenn sie

entstehen — sind Sie dann Ihrer Wähler ebenso sicher, wie Sie es waren?

— Ich wundere mich, von dem Herrn Abgeordneten Dr. Windthorst das

sonst so bereite Ja nicht zu hören. (Heiterkeit.)

Aehnliche Irrungen in der Berechnung können doch auch noch anderswo

vorliegen. Wir können die Wahl ja nicht voraussehen. Auf die Haltung

der Regierungen können die Wahlen ja keinen Einfluß haben; die Regie-

rungen haben ihre Ueberzeugung festgelegt, nicht nach dem Wunsch des

Reichstages oder nach dem Ausfall der Wahlen, sondern ausschließlich nach

ihrem Pflichtgefühl, nach ihrer Verantwortlichkeit für die Sicherheit des
deutschen Volkes und für seine Unabhängigkeit und die Integrität unseres

Landes. Diese Erwägungen werden dieselben bleiben, auch wenn genau der—

selbe Reichstag, mit derselben Majorität, wieder vor uns steht. Durch ein

nochmaliges Urtheil des Reichstages kann die Verpflichtung der Regierung,

ihrerseits als dauerndes und nicht wechselndes Element für die dauernde,

fundamentale Institution unserer Verfassung, das Heer, zu sorgen, nicht
erledigt werden; — die Verpflichtung bleibt auf den Regierungen lasten.

Keine Verfassung kann ohne Kompromiß existiren. Wenn Sie vom

Kompromiß abgehen, wie wir denselben Ihnen wiederum anbieten, so schaffen
Sie eine Situation, die immer von Neuem auf den Konflikt mit Noth-

wendigkeit hindrängt. Sie verlangen wegen des Ausfalles der Wahlen,

wenn dieser nach Ihren Wünschen ausfiele, daß die Regierungen ihre Ueber-

zeugungen ändern und dann sagen sollen: alles das, was wir vor einigen

Monaten behauptet haben, — wir geben zu, daß es Irrthum ist; oder daß

wir sagen: wir geben es nicht zu, wir halten es für die volle Wahrheit,

wir sind nach wie vor bedroht; aber aus Feigheit vor dem neugewählten

Reichstage thun wir unsere Pflicht nicht und wollen das deutsche Volk minder

wehrhaft sein lassen, als es sein kann, — das können Sie von den Regie-

rungen nicht, und namentlich nicht von so starken monarchischen Regierungen,

wie sie im Bundesrathe sitzen, erwarten. Ich wiederhole, was ich gestern

sagte: Sie kompromittiren sich ganz unnütz für ein Spiel, in dem der Trick

für Sie gar nicht in den Karten steckt, wo gar nichts zu gewinnen ist.

Der Abgeordnete Windthorst hat vorhin, um den Mangel an zutreffender

Schärfe in seiner Deduktion auszugleichen, mit sehr gehobenem Tone

seinen Entschluß kundgegeben, für die Verfassung und für die Völkerrechte

einzutreten. Ja, meine Herren, das sind gerade wir, die hier für die Ver-

fassung und für die Völkerrechte eintreten; die Verfassung ist auf unserer
Seite, und das Wohl des Volks — — ich weiß nicht, ich hörte einen un-

artikulirten Ton, der vielleicht einen Zweifel an dem ausdrückte; aber ich bin

ganz bereit, darüber Rede zu stehen. Ich habe das gestern schon entwickelt:

die Verfassung und die Sorge für das Volk ist vollständig auf unserer Seite;

und der Herr Vorredner hat auch, um die Schwäche seiner Argumentation
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die preußische Verfassung herangezogen, und die Thatsache, daß die be—

schworen wäre. Ja, die wird bestehen bleiben; auch die deutsche Verfassung

wird bestehen bleiben. (Bravo! rechts.) Das sind ja eben Sie, die dagegen

ankämpfen, gegen die verfassungsmäßige Institution einer kaiserlichen und

dauernden Armee; Sie wollen sie zu einer Parlamentsarmee machen. Ich

nenne eine Parlamentsarmee eine solche, deren Bestand von der wechselnden

Majorität des Parlaments abhängig ist. Das hat die Verfassung nicht ge-

wollt. Hätten wir das, als die Verfassung gemacht wurde, gewußt, daß wir

je einem Reichstag mit einer solchen Majorität uns gegenüber befinden

würden, oder daß diese Forderung jemals aufgestellt werden würde von

einem Reichstag, dessen Majorität für die polnischen Interessen gegen die

deutschen gestimmt hat, — hätten wir das voraussehen können, dann hätten

wir dem Reichstag nicht, als wir die Verfassung machten, — ich habe den

ersten Entwurf gemacht — solche Rechte, wie wir ihm gegeben haben, be-

willigt, weil wir gefürchtet hätten, das Vaterland in Gefahr zu bringen.

Wir haben auf eine ganz andere Haltung des Reichstages gerechnet, auf

eine ganz andere Wirkung der Institution und der erhebenden, begeisternden

Thatsache, daß die deutsche Nation nach Jahrhunderten des Leidens endlich

einmal einig ist, sicher in ihrer politischen Existenz, sicher in ihrer Unab-

hängigkeit gegen das Ausland, sicher, in Gemeinschaft mit den Vertretern.

des ganzen deutschen Volkes, ihre eigenen Angelegenheiten berathen zu

können; wir haben geglaubt, daß das so erhebend wirken werde auf Leute, die

die Entbehrung von allen diesen Dingen auf sich haben lasten gefühlt, daß

wir zu solchen elenden Streitigkeiten, wie sie hier vorliegen, nie gelangen

würden. (Lebhaftes Bravo rechts.) Darin haben wir uns geirrt! Auch

das Volk hat sich geirrt, wenn es Sie hierher geschickt hat, um die Rolle

zu spielen, die Sie jetzt spielen. (Bravo! rechts; Zischen im Centrum

und links.)

Also die Verfassung, ich wiederhole es, ist auf unserer Seite; das Volks-

recht, der Volksschutz ist auf unserer Seite. Wir wollen das Volk schützen,

wir wollen den Frieden schützen; Sie wollen es darauf ankommen lassen.

Sie sagen: J wo, vielleicht wird es doch nicht Krieg, und wenn es Krieg

giebt, so werden wir siegen, ganz gewiß siegen; — das hat der Herr Vor-

redner gesagt; dabei spielt er doch immer wieder den Civil-Moltke, das ist

doch nicht zu leugnen. (Große Heiterkeit.)
Der Herr Vorredner hat mich kritifirt, weil ich die Armee eine kaiserliche

nannte, und gesagt, eine kaiserliche hätten wir gar nicht. Nun, die Anfecht-

barkeit dieses Ausdrucks von Jemand, der eine kritische Spitze probiren

will, ist mir ja von Hause aus ganz klar gewesen, und ich gebe ihm

gern zu, daß, wenn ich kaiserliche Armee sage — ich habe schon gestern

mit Jemand darüber gesprochen — ich mir sehr wohl bewußt bin,

daß der Ausdruck nicht genau der Verfassung entspricht; ich habe ihn nur der

sprachlichen Kürze wegen gebraucht. Soll ich jedesmal sagen: die königlich
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preußische, königlich bayrische, königlich württembergische, königlich sächsische
Armee, die vereinigt sind zu einem Reichsheer—? Das würde ja Ihre Zeit

unendlich ermüden. Mit diesen kleinen Erinnerungen gegen sprachliche Aus-

drücke bringen wir wirklich die Sache nicht vorwärts, mögen Sie die Armee

kaiserliche nennen oder wie, — ich hätte sie monarchische nennen können;

aber das hat auch wieder sein Bedenken — wir haben Republiken in Deutsch-

land, die Hansestädte, und außerdem macht das so den Eindruck, als ob ich

die Armee als rein im Dienst der Monarchie gegen die Demokratie oder

gegen sonst Jemand gedacht hätte —, kurz, ich bleibe dabei — der Herr

Abgeordnete möge es mir nicht übel nehmen —ich werde auch ferner den

Ausdruck kaiserliches Kriegsheer und kaiserliche Armee gebrauchen; ich werde

Niemand damit zu nahe treten und ich glaube, ich habe erläutert, was ich

damit meine. Es ist eine sprachliche Kürze. Wir reden ohnehin beide viel-

leicht mehr, als nothwendig ist. Lassen Sie uns also doch wenigstens den

Vortheil, die Sache etwas abzukürzen. Außerdem wird die Armee doch unter

gewissen Umständen eine rein kaiserliche; einmal sobald Krieg ist, dann

namentlich, sobald von Präsenzziffer die Rede ist. Nach Art. 63, viertes

Alinea, hat der Kaiser die Verpflichtung —ich habe das schon gestern gesagt —

hat der Kaiser den Präsenzstand zu bestimmen, den Präsenzstand der Kon-

tingente des Reichsheeres. Nun, das ist doch eine kaiserliche Funktion, die

in Bezug auf das ganze deutsche Heer geübt wird. Dem Herrn Abgeordneten

ist es vielleicht entfallen, daß das in der Verfassung steht. Es ist überhaupt

eine fleißigere Lektüre der Verfassung zu empfehlen — er hat neulich gesagt,

er könne nicht mehr lesen; aber wenn er sich die Verfassung öfter vorlesen

ließe (Heiterkeit), dann würde er auf den Gedanken nie kommen, daß die

Verfassung auf seiner Seite sei.
Der Herr Vorredner und auch andre Redner haben erwähnt, die Marine

passire doch in jedem Jahre ganz ruhig die Scylla und Charybdis der Be-

willigung. Ich habe schon gesagt: das ist erfreulich. Ich möchte aber doch
auch sagen, wie der franzöfische Dachdecker: cela va bien, pourvu que cela

dure. Wenn Sie auf den Gedanken kommen sollten, uns Schiffe auf ein

Jahr oder drei Jahre zu bewilligen, die nachher wieder im Aufstrich zu ver-

kaufen sind oder wieder abzuschaffen oder wieder abzulehnen, dann würde

auch die Glätte, mit der bisher die Marinebudgetverhandlungen sich entwickelt

haben, doch sehr bald aufhören. Ich weiß nicht, warum Sie zu Wasser

koulanter und militärisch einsichtiger find als zu Lande. Aber hier sind wir

nun einmal zu Lande, und ich kann mich auf Ihre Liebenswürdigkeit und

Urtheilsfähigkeit, die Sie zu Wasser entwickeln, nicht einlassen. (Heiterkeit.)

Die kürzeren Fristen haben alle den Hintergedanken, die Entscheidung

über die Stärke des Heeres nicht nur in die Majorität des Reichstages zu legen,

sondern den Irrthum, die Legende zu erzeugen, als ob fie bereits in dem-

selben läge. Sie wollen unvermerkt unter dem Vorwand, daß Sie es immer

gehabt hätten, eine Besitzergreifung vollziehen. Die würde vollzogen sein,
wenn wir uns jetzt von unserer traditionellen Vorlage des Septennats durch



— 47 —

Sie herunterdrücken ließen auf drei Jahre, und schon aus dem Grunde thun

wir es unter keinen Umständen. Eine Veränderung des Reichstaatsrechts

und des Begriffs desselben in der ganzen Nation ist es, wenn die verbündeten

Regierungen sich auf das einlassen, was die Majorität uns vorschlägt, und

wenn sie sich zurückziehen von dem, wofür die Vorlage ursprünglich ein-

getreten ist.
Der Herr Vorredner hat mir nachher verschiedene Vorwürfe gemacht,

auf die ich doch noch mit einer Erwiderung eingehen muß. Er hat mir vor-

geworfen, wie ja öfter, persönliche Anfechtungen, die ich gestern ihm gegen-
über ausgeübt hätte. Ich habe, soviel ich mich erinnere, gar keine Kritik

des persönlichen Verhaltens des Herrn Vorredners gestern ausgesprochen; ich

habe seinen Namen meines Wissens überhaupt immer nur genannt als

Parteiführer. Das ist auch lediglich ein Bedürfniß sprachlicher Kürze, wenn

ich „Windthorst“ sage, die Partei Windthorst, so meine ich immer Herrn

Richter mit (Heiterkeit), und das ganze Heergefolge. Ich kann sie unmöglich

immer aufzählen, ich weiß sie kaum auswendig, all' die Völkerschaften, die

hinter Herrn Windthorst marschiren. Also bitte ich, mir die sprachliche Kürze

zu gestatten, daß ich die gesammte heutige Opposition, die auch zum Theil

aus dem Centrum besteht, das Centrum im engeren Sinne, die Welfen, die

Polen, die Elsaß-Lothringer, soweit sie nicht konvertirt find, die Sozial-
demokraten und die Volkspartei unter dem Namen des Führers der

Opposition begreife.
Der Herr Abgeordnete hat vorher gegen die Thatsache protestirt, daß er

in Verbindung mit den Sozialdemokraten und mit dem Abgeordneten Grillen-

berger genannt worden ist, und hat gesagt, er verkehre sehr freundschaftlich

mit diesem Herrn zwar, (Abgeordneter Dr. Windthorst: Das habe ich nicht
gesagt!), aber er wünschte nicht, immer mit demselben identifizirt zu werden.

Ich weiß nicht, ich habe ihn so verstanden, als ob er im bürgerlichen Leben

doch nicht mit ihm einig wäre. (Zuruf.) — In den politischen Grundsätzen,

richtig, das war es, da ist er nicht einig. In der Theorie mag er nicht

einig sein, aber in der Praxis gehen sie immer Hand in Hand. Die ganze

Fraktion Windthorst einschließlich der Sozialdemokraten marschirt in geschlosse-
ner Kolonne. Die Politik, die der Führer verfolgt, ist eben so, daß die

Sozialdemokraten sie mit Vergnügen mitmachen können (Heiterkeit); sie ist
geeignet, das Bestehende zu erschüttern, in Bresche zu legen und in Zweifel

zu setzen; (Abgeordneter Dr. Windthorst: Ich bitte ums Wortl) und das

können die Sozialdemokraten immer mitmachen. Es mag geschehen, aus

welchen Gründen es wolle, Thatsache ist, daß die Sozialdemokraten nie in

die Lage kommen, anders zu stimmen als wie das Centrum. (Widerspruch

im Centrnm. Ruf: Ohol) Es muß so lange her sein, daß mir kein Fall

erinnerlich ist. (Zuruf: Getreidezölle!l) In der polnischen Frage —ich be-

kümmere mich ja mehr um das Auswärtige als um das Innere — in der

polnischen Frage, in der bulgarischen Frage waren sie einig, da hätten die

Sozialdemokraten beinahe sogar die Führung übernommen, aber doch immer
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gestützt auf die „Germania“, die doch nicht ganz ohne Fühlung mit dem

Centrum sein kann, sonst wäre die Reputation, deren sich dies Blatt erfreut,

eine sehr ungerechte. Aber in allen auswärtigen Fragen, wo die Sicherheit

und das Ansehen des Reichs am meisten interessirt ist, da haben die Sozial-

demokraten nie einen Anlaß gehabt, einen anderen Weg zu gehen, als ihnen

vom Centrum vorgezeichnet war. Ist das nicht richtig? Ist das nicht jetzt

wieder der Fall! Es mag in einzelnen Fällen vorgekommen sein, daß sie

dissentirt haben; aber ich kann mich im Augenblicke keines Falles erinnern,

wo die Opposition des Centrums gegen die Regierung von der Art gewesen

wäre, daß die Sozialdemokraten sie nicht hätten mitmachen können, oder wo

das Centrum der Regierung so nahe getreten wäre, sie zu unterstützen, daß

die Sozialdemokraten einen anderen Weg gegangen wären. Klären wir uns

einmal darüber auf; ich lasse mich ja gern belehren. (Zuruf: Zöllel) —

Die Zölle haben die Sozialdemokraten zum Theil mit bewilligt. (Widerspruch.)

— Das thut mir leid; das ist aber doch schon recht lange her. Das war

1878 (Zuruf: 18841) — Ich glaube, es war 1878 oder 1879, und wir schreiben

jetzt 1887. Also wenn Sie kein neueres Datum mir anzuführen wüßten, —

— (Zuruf: 18841) Wir wollen das Zwiegespräch nicht fortsetzen, das möchte

den Herrn Präsidenten beunruhigen. Ich behaupte nur, daß ich persönliche

Anfechtungen gegen den Herrn Abgeordneten Windthorst gestern nicht gemacht
habe; ich habe ihn nur als Centrumspartei, als Opposition im Allgemeinen

genannt; ich sehe in ihm die Negation verkörpert, und das habe ich nur be-

zeichnen wollen.

Dann hat er mir gesagt, er habe keine Ambition, Minister zu sein.

Ja, ich klebe immer noch etwas an den ersten Traditionen, die ich auf der

Univerfität eingesogen habe über die Kriterien eines konstitutionellen Regi-

ments, das ja hauptsächlich nach englischem Muster sich richtete — es ist

schon lange her; da wurde im Allgemeinen der Grundsatz aufgestellt: man

hat nur insoweit das Recht, Opposition zu machen, als man bereit ist, wenn

die Regierung sich nicht darauf einläßt oder deshalb zurücktritt, die Regierung

selbst zu übernehmen. Das mag ja heute nicht mehr gelten. Der Herr Abgeordnete
sagt, er hat nicht den Ehrgeiz, Minister zu werden; aber er hat vielleicht doch

den Ehrgeiz oder die Absicht, denen, die es sind, das Gewerbe möglichst zu er-

schweren; wenn er dabei sich ganz außer Stande fühlt, es seinerseits besser zu

machen und absolut darauf verzichtet, so ist es eigentlich kein gemeinnütziges Ge-

werbe, nur den öffentlichen Dienst zu erschweren, ohne in sich die Fähigkeit und die

Absicht zu verspüren, es jemals besser zu machen. Wenn ich mich darauf

berufe: werden Sie doch Minister an meiner Stelle, — so habe ich nur

sagen wollen: Ich werfe ihnen die unkonstitutionelle Auffassung vor, daß Sie

es für erlaubt halten, einem Minister in Lebensfragen, wie diese ist, so das

Leben schwer zu machen, ihn vielleicht in die Unmöglichkeit einer Weiter-

führung der Geschäfte zu versetzen, ohne daß Sie — die Fähigkeit ist ja bei

dem Herrn Vorredner vorhanden — die mindeste Lust verspüren, die Bürde,
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die Sie dem Anderen unerträglich machen, ihm nachher abzunehmen. (Zuruf
aus dem Centrum: Wollen noch darüber sprechen!)

Dann hat der Herr Abgeordnete eine Bürgschaft übernommen, die ich

doch nicht in meiner amtlichen Stellung acceptiren kann: das ist die Bürg-

schaft für die Friedensliebe Frankreichs. Er hat offen erklärt, daß die uns

nicht angreifen werden. Nun, er mag ja die französischen Verhältnisse und

Neigungen durch die vielen Quellen, die ihm seine katholischen Beziehungen
geben, vielleicht genauer kennen als ich; aber sind diese Quellen auch ihrerseits voll-

ständig gut unterrichtet, daß sie die Stimmung dort kennen? Ist es nicht vielleicht

mehr das geistliche und gläubige Frankreich, mit dem er Beziehungen haben kann;

das amtliche Frankreich, wie es augenblicklich beschaffen ist, ist ja auch friedlich

gesinnt. Ich habe da mehr mein eigenes Urtheil, ich möchte sagen natur-
wissenschaftliches und historisches Urtheil über das Naturell der Franzosen.

Ich glaube, wie ich gestern schon sagte, daß sie uns angreifen, wenn sie ent-

weder des Sieges sicher zu sein glauben, oder wenn sie finden, daß sie im

Inlande nicht mehr aus noch ein wissen und versuchen wollen, wenn sie mit

dem patriotischen Sturm auf das Ausland losgehen, ob das ihnen nicht eine

stärkere Haltbarkeit ihrer heimischen Zustände wieder verleiht. Es ist ja schon
mancher Krieg gemacht in der Absicht, die inneren Verhältnisse zu befestigen,

warum sollten die Franzosen das nicht auch thun? Der Herr Abgeordnete

Windthorst ist der Meinung, das sei nicht der Fall. Wenn es nun doch ge-

schieht, was thun wir mit ihm? Sollen wir ihn den Franzofen ausliefern?

(Heiterkeit.)
Jedenfalls ist er dann verantwortlich. Er hat dann trotz aller Proteste

wieder in der Frage, ob die Franzosen gefährliche Gegner für uns wären,

es besser gewußt als Graf von Moltke; er hat wieder gesagt: sie sind vollständig

ungefährlich. Der Herr ist immer entrüstet, wenn ich ihm sage, er glaube

die Sache militärisch besser zu verstehen, in welcher ich mir kein Urtheil an-

maße. Wenn Graf von Moltke mir sagt, wir sind wohl sicher, die Franzosen zu

schlagen, so bescheide ich mich; wenn er mir aber sagt: es ist doch nützlich,

wenn wir uns etwas stärker machen, wir können nicht wissen, es ist eine

ganz ausgezeichnete Armee, hat sich sehr gut im Felde geführt, wir müssen

unsere Verstärkung im Auge haben, so glaube ich ihm auch, und ich möchte
gern den Herrn Abgeordneten zu demselben Maße von Bescheidenheit auf

militärischem Gebiet herunterdrücken, das ich habe.
Dann hat der Herr Abgeordnete mir vorgeworfen, ich hätte die Karolinen-

frage einmal für sehr wichtig gehalten, und dann hätte ich sie eine Lumperei

genannt. Der Herr Abgeordnete verwechselt dabei zwei Dinge, die ja heute
zusammengehören, die aber damals nach meiner Meinung nicht zusammen-

gehörten: das find die Karolinen und Spanien. Ich halte die Karolinen

noch heute für eine Lumperei; das, was wir dort erwarten und erstreben

konnten, war ein Geschäft von ungefähr, ich glaube mich zu erinnern, 60000

Mark jährlich. Die deutschen Kaufleute, die da waren, setzten, entweder Einer

oder Alle zusammen, 60000 Mark oder vielleicht 120000 Mark um; — wieviel
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dabei reiner Gewinn war, weiß ich nicht. Wegen dieser Sache mit Spanien

Krieg zu führen, wäre mir nie im Traume eingefallen, und hätten wir eine

Ahnung haben können, daß Spanien, welches 1877 amtlich zugegeben hatte,
auf unsere und die Anfrage Englands amtlich erklärt hatte, daß es keinen

Anspruch auf die Karolinen mache, — hätten wir ahnen können, daß Spanien

mit seinem Anspruch plötzlich hervortreten würde, so hätten wir von diesem
ziemlich werthlosen Besitz, — es war das Geschäft zweier Handelshäuser, —

die Finger gelassen. Denn ein Krieg mit Spanien ist zwar nicht gefährlich
für unsere innere Sicherheit, wir wohnen zu weit von einander entfernt, aber

es wäre doch immer eine sehr kostspielige Sache gewesen, und unser Handel

mit Spanien, der sehr erheblich ist, hätte sehr darunter gelitten. Also ich
bezeichne die Karolinen noch heute als eine Lumperei, und gerade weil es

eine Lumperei ist, habe ich mit Spanien deshalb Frieden haben und den

Krieg nicht herbeiführen wollen. Weil Spanien die Sache aus einem sehr

viel höheren Tone nahm, als wir voraussetzen konnten und uns zum Theil

durch Verletzungen und Beleidigungen das Erhalten des Friedens sehr er-

schwerte, — nach französischen Traditionen hätte man vielleicht einen vollen

Kriegsanlaß daraus genommen, — haben wir uns an die Weisheit und

Friedensliebe Seiner Heiligkeit des Papstes gewendet, und der hat uns ver-

tragen und auseinandergesetzt. Dadurch sind wir die Lumperei der Karolinen

allerdings wieder los geworden, aber wir sind dadurch der sehr wichtigen

Frage der Möglichkeit eines Krieges mit Spanien,indemwir nichts weiter

zu gewinnen hatten, als eben die Interessen der Firma Gernsheim und irgend

einer anderen, aus dem Wege gegangen. Das war durchaus eine sehr ernst-

hafte Sache, für die wir dankbar sein können. Ich weiß nicht, warum der

Herr Vorredner diese Sache wieder aufgewärmt hat. Er stand da wieder in

Sympathie mit einer anderen sonst nicht reichsfreundlichen Partei, der Volks-

partei. Ich glaube, der Herr Abgeordnete Payer war derjenige, der auch
von den Karolinen sprach, wenn ich nicht irre, bei der ersten Diskussion;

ich erinnere mich, das gelesen zu haben. Also der Führer dieser bunten ge-

sammten Opposition, dieses Konsortiums, hat doch Fühlung mit allen einzel-
nen Theilen seines Heeres, und so auch mit der Volkspartei hier wieder bei
den Karolinen.

Der Herr Abgeordnete hat ferner auch mit einem gewissen Pathos, das
mir bewies, daß er darauf Werth legte, gesagt, wir scheuten das Zusammen-

leben mit den Arbeitern, und hat dadurch einen gewissen sozialistischen Ton

angeschlagen, den wir neuerdings in den Zeitungen, besonders in der „Ger-

mania“, gefunden haben. In der „Germania“ geht es ja bis zum Hetzen

zum Klassenhaß. Ich hatte den Eindruck, daß der Herr Abgeordnete, als er

das sagte, sich im Augenblick vielleicht um einige Wochen irrte und schon zu seinen

Wählern zu sprechen glaubte, daß er die Arbeiterfrage nur einschieben wollte,

weil die Arbeiter eine ganze Menge Stimmen haben. Er sagte, wir scheuten das

Zusammenleben mit den Arbeitern. Nun, meine Herren, ich sehe gewöhnlich,

in jedem Jahre glaube ich, mehr Arbeiter und spreche mehr Worte mit
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Arbeitern als mit anderen Menschen, wenn ich den Reichstag vielleicht aus-

nehme. Wenn ich auf dem Lande bin, wo ich lange lebe, so giebt es keine

Arbeiterwohnung, die mir unbekannt wäre; die meisten Arbeiter kenne ich

persönlich und spreche mit ihnen persönlich, und ich scheue die Berührung
mit ihnen gar nicht. Es giebt keinen Arbeiter, der, wenn ich komme, nicht

auf die Schwelle tritt, mir vertraulich die Hand giebt, mich bittet, herein-

zukommen, einen Stuhl abwischt und wünscht, daß ich mich setzen möchte.
Ich kenne deshalb auch die Stimmung der Arbeiter ziemlich genau. Die

Frage, wieviel Geld das Heer kostet, habe ich von ihnen nie berühren gehört.

Das aber kann ich Sie versichern, soweit ich sie kenne: für die Sicherheit

des Reiches einzustehen mit dem Gewehr in der Hand und zu kommen auf

des Königs Ruf, jedesmal, wo er sie ruft, dazu sind sie alle bereit, jeden

Tag und alle ohne Ausnahme. (Bravol) Sie beurtheilen unsere Arbeiter

ganz falsch, wenn Sie glauben, daß sie diese Finasserien über den Gewinn

von parlamentarischem Uebergewicht begreifen, und daß es ihnen lieber ist

von der parlamentarischen Oppositionsführung, von den Herren Windthorst

und Richter, beherrscht zu werden als von der Regierung des Königs. Das

find alles Irrthümer, und das haftet bei den Leuten auch nicht; das kommt

ihnen nicht durch die äußere Haut. Sie müssen die Arbeiter nicht nach den

paar Führern beurtheilen, die von der Beredsamkeit ihre Stellung herleiten,
und die sich Arbeiter noch nennen, aber längst nicht mehr sind; das find nur

Arbeiter in Stiftung von Unfrieden, aber ihr Handwerk haben sie längst
aufgegeben — eigentliche Arbeiter sind sie nicht mehr.

Nun hat mir der Herr Vorredner vorgeworfen, daß ich gestern die

Todten noch beunruhigt hätte — auf eine für die siegende Seite wenig

chevalereske Weise, indem ich den Schatten des Königs Georg zitirt hätte.
Er hat gethan, als wenn ich das muthwillig herbeigebracht hätte, und hat

gesagt, er würde das nicht zur Sprache bringen, wenn er nicht angegriffen

wäre. Ja, ich habe ihn gar nicht angegriffen. Ich habe nur die Folgen

geschildert, die eine volle Niederwerfung des Deutschen Reiches durch die

Franzosen haben würde, und habe unter den Folgen die Wiederherstellung
des Königreichs Hannover genannt. Das ist doch das Wahrscheinlichste und

Nächstliegende, was die Franzosen thun würden, um das Deutsche Reich in

seinem Zusammenhange und Preußen als Hauptglied des Reiches zu schwächen.
Auch Holstein würden wir wieder abtreten müssen und einiges Andere.

Darauf hat der Herr Abgeordnete in seiner Rede gesagt, ich sollte ihm irgend
einen Hannoveraner nennen, der jemals beabsichtigen könnte, mit den Fran-

zosen zusammen gegen Deutschland zu marschiren. Da habe ich ihm zugerufen:
König Georg V. Der Herr Abgeordnete hat mich provozirt, er hat das

Bedürfniß, jedesmal seinerseits tapfer für sein Welfenthum einzutreten. Er

hat gesagt: nennen Sie mich immerhin einen Welfen, ich bin stolz darauf.

Ich acceptire die Erlaubniß und werde ihn in Zukunft immer einen Welfen

nennen und für einen Welfen halten. Er hat angedeutet, als ob durch

meine Aeußerung die Verdienste des 10. Armeekorps irgendwie geschmälert
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würden, die diese ausgezeichnete, tapfere Truppe sich im Kriege erworben hat.
Ja, meine Herren, das ist doch auch wohl nur gesagt, um eine Unzufrieden-

heit Anderer und vielleicht des 10. Armeekorps zu erregen, was nicht ge-

lingen wird. Die Thaten des 10. Armeekorps find ja ganz andere; sie

bewegen sich in einer ganz anderen, reichstreuen Richtung, als die Haltung

der Welfenpartei, sowohl hier im Hause als im Lande. Das 10. Armee-

korps, die Hannoveraner im Ganzen, sind eine Stütze des Reiches;
das kann ich doch von der Welfenpartei hier im Hause nicht sagen,

und ich habe Vorwürfe über diese, wie sie der Herr Abgeordnete vor-

gebracht, gar nicht gemacht. Ich habe nur Thatsachen angeführt, und die

Thatsachen sind ganz unwiderlegbar. Die Vertheidigung war vielmehr auf
meiner Seite. Herr Windthorst hat die Neigung der Hannoveraner, ich

meine das hannoversche Haus, sich durch Frankreich wieder in den Besitz

setzen zu lassen, damit entschuldigt, daß wir die Verhandlungen mit dem

König Georg in Nikolsburg und hier in Berlin schnöde abgewiesen hätten.

Nun, das Wort „schnöde" hat der Herr Präsident schon monirt. Wir haben

sie abgewiesen, das ist richtig; aber noch viel —ich will nicht sagen schnöder,

aber schärfer sind unsere Bestrebungen abgewiesen worden, im Frühjahre 1866
mit Hannover zu verhandeln. Wir haben der hannoveranischen Regierung,

dem König Georg, damals angeboten: Wir sehen den Krieg voraus mit

Oesterreich, versprecht uns neutral zu bleiben, dann habt Ihr das Wort des

Königs von Preußen, daß Euch nichts geschieht; wir verlangen nicht Euren
Beistand, wir verlangen nicht, das Verhältniß im 7 jährigen Kriege zu
wiederholen, — wo die hannoveranischen Truppen an unserer Seite gefochten

haben, — wir verlangen nur Euer Wort, daß Ihr still sitzen wollt, dann

werden wir Euer Territorium respektiren und Euch als neutrale Macht

betrachten, und der Krieg mag ausfallen wie er will, Ihr werdet sicher sein,

in Eurem Besitz zu bleiben. Es wurde darauf eingegangen, und das

Verhältniß war eine Zeit lang sogar so freundlich, daß eine Verlobung

einer hannoverschen Prinzessin mit einem preußischen Prinzen im ersten

Frühjahr 1866 in Verhandlungen mit dem Grafen Platen, der damals mich

zu diesem Zwecke besuchte, geplant wurde und so weit zu Stande kam, daß

die jungen Herrschaften sich bloß noch einmal sehen sollten, um zu entscheiden,

ob sie sich konvenirten. So vertraut und freundschaftlich war unser Verhältniß.

Da kamen plötzlich verschiedene einflußreiche Persönlichkeiten — ob mit oder

ohne Auftrag von Wien, das weiß ich nicht —, die den König Georg

umgestimmt haben. Er fing an zu rüsten und Truppen auszuheben (Abg.

Dr. Windthorst: Im Generalstabswerk steht's anders!), in der Absicht,
seine Armee zu verstärken, eine Absicht, die mit der Neutralität nicht ver-

träglich war. Wir erkundigten uns nach den Gründen — es war im

Frühjahr —, und es wurde uns geantwortet, wegen der möglicherweise

bevorstehenden Theuerung der Preise wollte man statt des Herbstmanövers

ein Frühjahrsmanöver machen; — Sie kennen die bekannte Phrase: zum

Frühjahr wird der alte Fritz ein Herbstmanöver machen, — und so wurde
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uns auch damals geantwortet. Die Antwort kann ich wohl, ohne zu weit

zu gehen, eine schnöde nennen. Inzwischen war ein hoher Herr und Ver-

wandter des hannoverschen Hauses nach Hannover gekommen und hatte dort

Anerbietungen gemacht, auf die ich nicht zurückgreifen will, hatte von

800 000 Oesterreichern gesprochen und hatte den König überzeugt, daß der
österreichische Sieg ganz sicher sein würde. Er hatte gesagt: wer weiß, wie

es ausfällt, wenn die Oesterreicher siegen, — während wir sagten: wenn

Ihr mit Preußen geht, oder auch nur neutral bleibt, — denn mehr als das

verlangen wir nicht — so seid ihr ja ganz sicher nach dem Ausgange.

Einen Bundesgenossen und ebenso sehr einen Neutralen, der das Wort des

Königs hat, kann Preußen ja gar nicht anfassen und wird es auch nicht;

mit dem muß es nachher unterhandeln; unterliegen wir, dann könnt ihr

immer sagen: so, wie wir nach der geographischen Lage von Hannover

zwischen Magdeburg und Minden liegen, war es uns ganz unmöglich, wir

haben die Neutralität acceptiren müssen. Das konnte dem König von

Hannover niemand zum Vorwurf machen. Nichtsdestoweniger hat man

Neigung gehabt, über uns herzufallen, und vielleicht in der Absicht — die

Zeugen, die ich dafür habe, kann ich nicht nennen, deshalb will ich es nicht

sicher behaupten —, eine territoriale Vergrößerung im Falle des Unterliegens

Preußens zu gewinnen. In der Absicht hat man sich schließlich auf

österreichische Seite gestellt.
Nun, das nenne ich in der That eine doch wenigstens unfreundliche

Zurückweisung und insbesondere, nachdem die Verhandlungen einmal so weit

gediehen waren, daß wir glaubten, der Neutralität sicher zu sein, und nahe

daran waren, unsere fortdauernde Freundschaft durch eine Familienverbindung

zu befestigen. Gerade wenn man in der geographischen Lage des Königreichs

Hannover war, so mußte man Preußen nicht in diese Versuchung führen.

Es war ganz ähnlich mit Sr. Hoheit dem Herzog von Nassau, der eine

Politik führte, die überall möglich gewesen wäre, nur nicht unter den Kanonen

von Ehrenbreitstein. Auch die Politik, wie sie Hannover führte, eine aktiv

gegen Preußen eingreifende Politik, war überall möglich, nur nicht zwischen

Minden und Magdeburg, in unserem Rücken, während wir mit Oesterreich

zu thun hatten. Es ist da wenigstens nicht klug operirt worden. Ich habe

zu all diesen nachträglichen historischen Reminiszenzen gar keinen Anlaß, als

den starken Ausdruck sittlicher Entrüstung, den ich hier vorhin auf der Tribüne

gehört habe, und der mich wenig berührt hat.
Nun, meine Herren, kann ich Ihnen nach diesem Exkurs, in dem ja viele

Wiederholungen find von dem, was ich gestern gesagt habe nur nochmals

die dringende Bitte aussprechen: Entschließen Sie sich, schon in der zweiten

Lesung die volle Vorlage mit dem Septennat anzunehmen. Ich wiederhole
Ihnen, daß wir das, was der Abgeordnete Windthorst „jeden Mann und

jeden Thaler“ nennt, auch dann auf drei Jahre nicht annehmen würden

wenn das eine wirkliche Wahrheit wäre, daß wir jeden Mann und jeden

Thaler erhalten, und zwar aus dem Grunde, weil wir nicht das Beispiel



— 54 —

geben wollen, Kompromisse, die einmal beschlossen sind, wieder zu lösen und

zu verlassen; wir wollen Sie auf diesem Wege nicht ermuthigen, und wir

wollen die Anlässe zu Konflikten und Verstimmungen nicht häufen.

Die Auflösung eines Reichstags ist ja ein vollständig verfassungsmäßiges

Mittel. (Zuruf.) Wenn der Abgeordnete Windthorst sagt, daß ich dabei

Leute zu erreichen hoffte, die zu allem Ja sagen, was ich wünsche, so macht

er den Wählern ein falsches Bild von meinen Wünschen. Ich glaube, ich

habe mich nie in der Welt als einen unhbilligen, und bis zur thörichten Ueber-

hebung unbilligen Menschen gezeigt, und bei jedem, der mich kennt, wird der

Abgeordnete Windthorst mit dieser Charakteristik von meiner Person keinen

Glauben finden. Ich habe mit der konfervativen Partei ja manchen Strauß

gehabt, und die Galle ist mir in meinem Leben sehr viel öfter übergegangen

über meine Freunde als über meine Gegner; aber nichts destoweniger habe

ich mich nie dazu veranlaßt gesehen, irgend Jemanden wegen Meinungsver-
schiedenheiten Vorwürfe zu machen. Ich glaube im Gegentheil, die Herren

Führer der Opposition sind durch den blinden Gehorsam, den sie als Herrscher

über gebogene Knieen in ihren Fraktionen zu finden gewohnt sind, ihrerseits

so verwöhnt (Oho!l links und im Zentrum), daß sie auch den Widerspruch

der Regierung nicht mehr vertragen. Ich bin vielleicht der einzige Mensch,
der im Laufe des ganzen Jahres es wagt, dem Abgeordneten Windthorst zu

widersprechen. (Große Heiterkeit.) Ist hier im Reichstage irgend Einer, der

die Kourage dazu hat, außer den Sozialdemokraten? Diese haben den Muth,
aber von den Uebrigen sind Alle in der Furcht vor dem Herrn Parteichef,

und der ist seinerseits keinen Widerspruch gewohnt und geräth in Zorn und

sittliche Entrüstung, nur weil ich anderer Meinung bin als er über die Auf-

lösung. Darum keine Feindschaft! Kommen Sie Alle wieder, dann werden

wir uns ganz dieselben Reden über drei Monate hier halten, die wir heute

gehalten haben; aber die Ueberzeugung der verbündeten Regierungen und

ihre feste Entschlossenheit in Bezug auf die Wehrhaftigkeit des Volkes, die

sie für nothwendig halten, nicht um ein Haarbreit nachzulassen, wird in drei

Monaten dieselbe sein wie heute. (Lebhaftes Bravo rechts.)

Die weitere Berathung wurde hierauf vertagt und die Sitzung
nach einigen persönlichen Bemerkungen goeschlossen.

Die Berathung wurde in der 20. Sitzung des Deutschen Reichs-
tages, am Donnerstag, den 13. Januar 1887, zu Ende geführt.
Nach Eröffnung der Sitzung erhielt das Wort der Abgeordnete Graf
von Moltke und sprach Folgendes:

Nur eine kurze Bemerkung. Es scheint, daß die wenigen Worte, welche

ich in der Sitzung vom 11. Januar gesprochen habe, eine verschiedene Auf-

fassung gefunden haben. Ich habe meine Befriedigung darüber ausgesprochen,
daß keine von den größeren Parteien hier im Hause der Regierung ver-

weigern will, was sie zur Vertheidigung des Landes als nöthig verlangt,
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